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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Antje Vollmer, Franziska Eichstädt-Bohiig, Oswald Metzger und 
der Fraktion BÜNDNiS 90/DiE GRÜNEN 


Umzug nach Berlin ais Chance für eine Reform der Bundesverwaitung und für ein 
zukunftsweisendes Personaikonzept 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der Deutsche Bundestag hat nach einer kontroversen Debatte 
im Juni 1991 den Umzug von Parlament und Regierung von 
Bonn nach Berlin beschlossen. Inzwischen zeigt sich: Die Um- 
setzung dieser Entscheidung verlangt von Politik, Gesetzge- 
ber, Regierung und Bundesverwaltungen außergewöhnliche 
Reformanstrengungen. Die Umsetzung des Beschlusses des 
Deutschen Bundestages ist eine der großen Herausforderun- 
gen für politische und strukturelle Reformen und zugleich die 
Chance für eine umfassende Modernisierung öffentlicher 
Staatstätigkeit auf dem Weg ins nächste Jahrhundert. Die Po- 
litik ist deshalb mit umsichtigen, klaren und zukunftsgerichte- 
ten Entscheidungen gefordert, die - einmal in die Wirklichkeit 
umgesetzt - für lange Zeit das „Gemeinwesen Bundesrepu- 
blik" und auch den „Standort Deutschland" prägen werden. 

Die Bundesregierung hat die im Umzug nach Berlin liegende 
Reformaufgabe grundlegend verkannt. Die Reform des öffent- 
lichen Dienstes und der Verwaltung war eines der ersten und 
wichtigsten Reformversprechen der Koalition. Mit ihrem Plan, 
zu einem „schlanken Staat" zu kommen, ist sie jedoch schon 
j etzt gescheitert. Ansätze einer Verwaltungsreform und die Pla- 
nung und Durchführung des Umzugs laufen getrennt neben- 
einander her. Das Kabinett hat am 7. Februar 1996 Beschlüsse 
zur „Verringerung und Straffung von Bundesbehörden" ge- 
faßt, deren Ziel es ist, durch einen „schlanken Staat" Kosten 
und Personal einzusparen. Die Bundesregierung verengt hier- 
bei den Handlungsrahmen nur auf Stellenabbau und Privati- 
sierung. 

Im Hinblick auf die Strukturreform der Bundesverwaltung und 
auf Vereinfachung und Effektivierung der Verwaltungsabläu- 
fe verzichtet die Bundesregierung auf wirkungsvolle Initiati- 
ven und beschränkt sich auf unverbindliche Absichtser- 
klärungen. Es fehlen eindeutige Handlungsanweisungen, wie 
die „Straffung" von Behörden, die „Flexibilisierung von Hier- 
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archieebenen" oder „durchgreifende Verbesserungen der in- 
neren Organisation der Behörden" grundsätzlich und konkret 
angegangen werden sollen. Auch die Entwicklung einer stan- 
dardisierten Kosten- und Leistungsrechnung sowie die „Über- 
prüfung des Haushaltsrechts und seiner Anwendung" bleiben 
auf dem Niveau vager Ankündigungen. 

Unbemerkt von den Bonner Ministerien hat zur gleichen Zeit 
in den öffentlichen Ämtern der Kommunen ein Frühling der 
Reformen stattgefunden. Im Gegensatz zu den 70er Jahren, als 
solche Reformen von der Bundesebene ausgingen, sind es 
heute die Kommunen, die überall neue Wege ausprobieren. Sie 
sind offensichtlich weiter mit ihren Reformvorhaben als die 
Bonner Behörden. Auf der Bundesebene besteht noch auf der 
ganzen Linie ein Reformstau: Der in der Not geborene „Sach- 
verständigenrat schlanker Staat" ist in Wahrheit nur eine 
„Kommission zur Koordinierung lauter Kommissionen, die es 
längst gibt" (Süddeutsche Zeitung). Die Vorschläge von In- 
nenminister Manfred Kanther enthalten keine Pläne zur Struk- 
turreform der Bundesverwaltungen oder zur Formulierung von 
Kernbereichen staatlicher Hoheitsfunktionen, auf die der Ein- 
satz von Beamten zu reduzieren wäre. 

Auf dem Weg nach Berlin bietet sich die Chance, die kreati- 
ven Potentiale zu nutzen, die in einer so gut ausgebildeten und 
ständig unter ihren Möglichkeiten geforderten öffentlichen 
Verwaltung schlummern. 

2. Der Bundesrechnungshof hat am 28. Dezember 1995 einen Be- 
richt zu den Organisationsstrukturen der Bundesministerien 
vorgelegt. Darin wird die Bundesregierung aufgefordert, an- 
gesichts der Diskussion um den „schlanken Staat" und der an- 
stehenden Verlagerung von Regierungsfunktionen nach Ber- 
lin systematische Untersuchungen durchzuführen, die bei 
einer den gesamten Geschäftsbereich eines Ministeriums um- 
fassenden Aufgabenkritik anzusetzen haben. 

Der Bundesrechnungshof verlangt in seinem Bericht im ein- 
zelnen 

- zu klären, ob und ggf. inwieweit Unterabteilungen bei ent- 
sprechender Aufgabenbündelung überhaupt „ sachlich 
nötig" sind, 

- die Kopflastigkeit der derzeitigen Ministerialorganisation 
durch eine Verringerung der Zahl der Führungsfunktionen 
zu beseitigen, 

- die Zahl der A 15- und A 14-Referate - ca. 19 % aller Refe- 
rate - drastisch zu verringern und deren Aufgaben ander- 
weitig aufzuteilen, um zu erreichen, daß die Referatsleiter 
in den so geschaffenen größeren Organisationseinheiten 
angemessene Leitungsaufgaben als wesentliches Merkmal 
für die Bewertung nach B 3/A 16 wahrnehmen, 

- Referate, deren Aufgaben ausschließlich von Angehörigen 
anderer Referate wahrgenommen werden, aufzulösen, da 
sie organisatorisch nicht zu rechtfertigen sind. 
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- die dauerhafte Einrichtung von Referaten mit mehreren 
Stellen für Leitungsfunktionen zu vermeiden, da eine ord- 
nungsgemäße Ausübung der Leitungsfunktionen inner- 
halb dieser Referate nicht gewährleistet ist (z. B. infolge von 
Überschneidungen oder Konkurrenzsituationen), 

- die Aufgabenbereiche der Referate grundsätzlich so zuzu- 
schneiden, daß neben dem/der Referatsleiter/in minde- 
stens noch ein/e weitere/r Mitarbeiter/in des höheren Dien- 
stes voll ausgelastet ist, 

- die Notwendigkeit für die Bildung von Referaten mit we- 
niger als vier sachbearbeitenden Mitarbeiter-Zinnen des 
höheren und gehobenen Dienstes (Kleinreferate, die der- 
zeit noch über 40 % der Referate ausmachen) auf wirkliche 
Ausnahmefälle zu beschränken, da sie einen erhöhten 
Kommunikations- und Koordinierungsaufwand erfordern 
und einen flexiblen Personaleinsatz verhindern. Gleichzei- 
tig erschweren sie eine gleichmäßige Auslastung der Re- 
feratsangehörigen und sind im allgemeinen unwirtschaft- 
lich. Die Einrichtung vieler kleiner Referate hat zu 
vermehrtem Koordinierungsbedarf, geringerer Flexibilität 
und letztlich zu erhöhtem Personalaufwand geführt. Es ist 
zu bezweifeln, daß allein die Übertragung der Funktion ei- 
nes Referatsleiters als in Aussichtstellung einer Beförde- 
rung die Motivation eines/einer Referenten/in nachhaltig 
steigern kann. Die Ursachen mangelnder Motivation liegen 
vielmehr oft darin begründet, daß den Mitarbeitern/innen 
nicht genügend Gelegenheit gegeben wird, ihre Fähigkei- 
ten zu entfalten, Initiative zu ergreifen und eigenverant- 
wortlich zu handeln. Zur Motivationssteigerung sollen des- 
halb vor allem die Möglichkeiten der Aufgaben- und 
Verantwortungsdelegation konsequent ausgeschöpft wer- 
den. 

- Abteilungen mit nur einer Unterabteilung sowie Unterab- 
teilungen mit weniger als fünf Basiseinheiten erfüllen schon 
jetzt nicht die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 GGO I und 
sind somit nicht zu rechtfertigen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deutschen Bun- 
destag zu berichten, ob und ggf. wie sie die Anregungen des 
Bundesrechnungshofes umzusetzen gewillt ist. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf , kon- 
krete Vorschläge zur Erreichung folgender Ziele vorzulegen: 

- Auf allen Verwaltungsebenen soll die Modernisierung des 
öffentlichen Sektors ein dringendes und vorrangiges Ziel 
sein. Dabei geht es um einen grundlegenden Wandel der 
tradierten deutschen Verwaltungsorganisationen und Ver- 
waltungskultur, der sich nicht in sporadischen Detailver- 
besserungen und herkömmlichen Sparmaßnahmen er- 
schöpfen darf. Die bevorstehende Verlagerung 
wesentlicher Funktionen der Bundesregierung soll für eine 
durchgreifende Strukturreform der Bundesverwaltung ge- 
nutzt werden. Mit dem Umzug der meisten Ministerial- 
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funktionen nach Berlin als äußerem Anlaß wird die not- 
wendige Reformenergie frei, um die bisherigen Barrieren 
für eine umfassende Reorganisation überwinden zu kön- 
nen. 

- Die Zahl der Bundesministerien ist spürbar zu verringern. 
Hierbei ist die Aufteilung zusammengehörender Aufga- 
ben, die z. Z. auf verschiedene Ministerien verstreut sind, 
aufzuheben. Die „funktionskomplette'' Bearbeitung der 
Aufgaben im jeweiligen Ministerium ist anzustreben. 

- Die Aufgabenstruktur der Bundesministerien ist eingehend 
auf die Möglichkeiten der Übertragung bzw. Auslagerung 
exekutiver und operativer Aufgaben auf andere Verwal- 
tungsebenen (ggf. auch die Länder) bzw. auf andere Durch- 
führungsträger (im öffentlichen, gemeinnützigeji oder pri- 
vaten Sektor) zu untersuchen. Die Aufgabenstruktur muß 
sich an vorher definierten Zielen ausrichten. Sektorale Mi- 
nisterien sind von administrativen Aufgaben, ausgenom- 
men den internen Serviceleistungen, zu befreien. 

- Die Verwaltung der obersten und oberen Bundesbehörden 
sowie das Verhältnis zwischen diesen Verwaltungseinrich- 
tungen sollte sich generell an der Steuerungslogik des New 
Public Management orientieren. 

- Die Einführung von Kosten- und Leistungsrechnungen 
sowie die Steuerung der Aufgaben durch Zielvereinbarun- 
gen und Budgetierung wird die Effizienz erheblich stei- 
gern. Fachabteilungen sollen hierzu dezentrale Ressour- 
cenverantwortung erhalten. 

- Die Kontrollaufgaben des Bundesrechnungshofes sind da- 
hin gehend zu erweitern, daß neben der haushaltsrechtli- 
chen und rechnerischen Richtigkeit der Mittelbewirtschaf- 
tung vor allem Wirkungsanalysen im Mittelpunkt stehen 
und sich der Rechnungshof durch Erarbeitung von Kenn- 
zahlensystemen an der Operationalisierung von Zielen und 
Ergebnissen des Verwaltungshandelns an einem effizien- 
ten Verwaltungsmanagement beteiligt. 

- Aus- und Weiterbildung in der Bundesverwaltung sind im 
Sinne dieser Ziele zu überprüfen und in Hinblick auf ver- 
änderte Qualikationserfordernisse anzupassen. 

II. Der Deutsche Bundestag stellt ferner fest: 

Der Umzug nach Berlin bedeutet für viele Beschäftigte der Bun- 
desverwaltungen einen tiefreichenden Einschnitt in ihr berufliches 
und vor allem ihr persönliches Leben. Um so wichtiger wird es sein, 
den Umzug für die Ablösung veralteter und motivation'shemmen- 
der Strukturen in den Bundesverwaltungen zu nutzen und die Be- 
schäftigten in einem Reformprozeß mit offensiver Informations- 
praxis und strikter Fairneß für den Neubeginn in Berlin zu 
gewinnen. Soziale, durch den Umzug bedingte Härten, sollen hier- 
bei verhindert werden. Allerdings haben sich Ausgleichsmaßnah- 
men an der Situation weiter Teile der Erwerbstätigen anderer 
gesellschaftlicher Arbeitsbereiche sowie den dort üblichen Mobi- 
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litätsanforderungen zu messen. Finanzpohtisch sind - auch ange- 
sichts des Zustandes der öffentlichen Haushalte und allgemein an- 
wachsender Arbeitslosigkeit - übermäßige finanzielle Leistungs- 
zusagen nicht vertretbar. Diese verdecken nur die Konzeptlosigkeit 
und die Unfähigkeit zu nachhaltigen Reformen bei der Gestaltung 
des Umzuges. Eine vor diesem Hintergrund vorrangig auf finan- 
zielle Versprechungen gestützte Umzugsbereitschaft der Beschäf- 
tigten in den Bundesverwaltungen - wie sie im Entwurf eines 
dienstrechtlichen Begleitgesetzes von CDU, SPD und F.D.P, vor- 
gesehen ist - wird deshalb auch nicht im Sinne der umzugswilli- 
gen Beschäftigten sein. 

Schon jetzt zeichnet sich ab, daß das personalwirtschaftliche Kon- 
zept zur Verlagerung von Parlament und Regierungsfunktionen 
nach Berlin unzureichend ist und auf falschen Prämissen beruht. 
Befragungen in Bundesministerien und Deutschem Bundestag ha- 
ben ergeben, daß rund zwei Drittel der befragten Bediensteten 
nicht mit nach Berlin umziehen wollen. Im einfachen und mittle- 
ren Dienst sind sogar bis zu 90 % der Bediensteten nicht zum Um- 
zug bereit. Bei den Befragten der Bundestagsverwaltung sind nur 
4,3 % des einfachen Dienstes, 7,99 % des mittleren Dienstes und 
14,4 % des gehobenen Dienstes umzugswillig. 34,6 % des höhe- 
ren Dienstes wollen pendeln und nur 21 % sind bereit, den Wohn- 
sitz nach Berlin zu verlegen. 

Der Entwurf eines dienstrechtlichen Begleitgesetzes, der von den 
Fraktionen der CDU, SPD und F.D.P. in den Bundestag eingebracht 
wurde, setzt einseitig und undifferenziert auf finanzielle Anreize 
und läßt sowohl Vorstellungen von der Notwendigkeit einer durch- 
greifenden Strukturreform der Bundesverwaltungen als auch die 
Ausarbeitung eines personalpolitischen Leitbildes - weg von der 
überkommenen Prägekraft der „hergebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums" hin zu den modernen Anforderungen an das 
öffentliche Personal wie Flexibilität, Eigenverantwortlichkeit und 
Ergebnisorientierung - vermissen. 

1 . Der Deutsche Bundestag lehnt die in dem Entwurf eines dienst- 
rechtlichen Begleitgesetzes vorgeschlagenen zusätzlichen 
materiellen Zuwendungen als finanzpolitisch unverantwort- 
lich ab. 

2. Die Strukturreform der Bundesverwaltungen in Richtung ei- 
nes modernen Personalmanagement nimmt eine vorrangige 
Stellung innerhalb jeden Modernisierungskonzeptes ein und 
bildet den Schlüsselfaktor, um die Beschäftigten für den Um- 
zug nach Berlin und für eine nachhaltige Reform der Bundes- 
verwaltung zu motivieren. 

3. Die bestehende Statusdifferenzierung im öffentlichen Dienst 
ist zugunsten einheitlicher tarifvertraglicher Arbeitsverhält- 
nisse zu beseitigen. Das Berufsbeamtentum ist auf strikt ho- 
heitliche Tätigkeiten zu beschränken. Im Interesse einer nach- 
haltigen Effizienzsteigerung ist eine systematische Aus- und 
Fortbildung zu entwickeln, die sich an den gewandelten An- 
forderungsprofilen für die Mitarbeiter in den öffentlichen Ver- 
waltungen orientiert. 
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4. Die Effizienz der bestehenden Personalstrukturen ist dadurch 
zu fördern, daß die im hierarchischen Dienstrecht liegenden 
Reformhemmnisse abgebaut werden, neue. Anreizstrukturen 
geschaffen und der Personaleinsatz in Absprache mit den Be- 
schäftigten flexibilisiert wird. 

Hierbei sind insbesondere vorzusehen 

die Einführung von Funktionsgruppen, welche die über- 
kommende Struktur der Laufbahngruppen ersetzen, 

- die Weiterentwicklung leistungsbezogener Anreizsyste- 
me, wobei neben der Verbesserung der bisherigen 
Verfahren zur Personalbeurteilung und entsprechender 
Entlohnungselemente auch an arbeitsplatz- und tätig- 
keitsbezogene Leistungsanreize zu denken ist, 

- die Erweiterung des Angebots flexibler Arbeitszeitrege- 
lungen und Arbeitszeitmodelle, die die Möglichkeit der 
Arbeitszeitreduzierung auf Antrag der Beschäftigten er- 
möglicht, 

- die grundsätzliche Vergabe von Führungspositionen auf 
Zeit. 

5. Im Interesse der Beschäftigten und im Interesse einer effekti- 
ven Verwaltung in Berlin, ist ein Höchstmaß an Freiwilligkeit 
für den Umzug zu verwirklichen. Hierzu sind alle Möglich- 
keiten auszuschöpfen; die Folgepflicht ist nur dann anzuord- 
nen, wenn dies aus übergeordneten, dringenden dienstlichen 
Interessen erforderlich ist. 

6. Umziehenden Bediensteten, die einen Anspruch auf Leistun- 
gen nach der Trennungsgeldverordnung haben, sind im Re- 
gelfall nicht über den in den § 6 Abs. 2 Satz 2 und § 12 Abs. 3 
Nr. 6 BUKG festgelegten äußersten Anspruchszeitraum von ei- 
nem Jahr hinaus entsprechende Leistungen zu gewähren. Die 
geltende Regelung des § 5 der Trennungsgeldverordnung, nur 
für jeden halben Monat Reisebeihilfen zu gewähren, ist bei- 
zubehalten. 

7. Es sind Härtefallregelungen vorzusehen, die in besonders ge- 
lagerten Ausnahmefällen Anwendung finden. Für diejenigen 
Beschäftigten, für die der Umzug eine besondere persönliche 
oder soziale Härte bedeutet, kann die Möglichkeit eingeräumt 
werden, nach dem Wegfall der Trennungsgeld-Berechtigung 
den Anspruchszeitraum zu verlängern und Reisebeihilfen für 
wöchentliche Heimfahrten zu erhalten. Eine besondere per- 
sönliche oder soziale Härte ist bei Schwerbehinderung, der 
Pflege von pflegebedürftigen Angehörigen und der Betreu- 
ung von Kindern unter zwölf Jahren sowie bei Beschäftigten, 
die das 55. Lebensjahr überschritten haben, anzunehmen. 

8. Mietverbilligungen und eine Wohnkostenzusatzförderung 
sind auf die unteren und mittleren Lohn-, Gehalts- und Besol- 
dungsgruppen nach eindeutigen sozialen Kriterien zu be- 
schränken. Für Bedienstete, deren verfügbares Haushaltsein- 
kommen mehr als 200 % der Obergrenze des sozialen 
Wohnungsbaus beträgt, ist keine Zusatzförderung der Miete 
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erforderlich. Auch für die Familienheimförderung ist eine an- 
gemessene Förderobergrenze festzulegen. 

9. Die besondere Lebenssituation von Frauen, insbesondere von 
Alleinerziehenden, ist stärker zu berücksichtigen. Im Rahmen 
des Personalaustausches soll die Weiterbeschäftigung von 
Frauen vorrangig gefördert werden. Alleinerziehende sind bei 
Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen besonders 
zu berücksichtigen, um ihre Weiterbeschäftigung sicherzu- 
stellen. Sie müssen bei der Versorgung mit bezahlbarem 
Wohnraum bevorzugt werden. Eine flexible und funktionie- 
rende Kinderbetreuung ist insbesondere für Alleinerziehende 
von herausragender Bedeutung. Die Einrichtung einer Ver- 
mittlungsbörse für Kinderbetreuung, die vielfältige, auf die 
Bedürfnisse der Kinder und Eltern zugeschnittene Angebote 
vermittelt, soll als Modellprojekt durchgeführt werden. 

10. Es ist ein Anspruch auf eine zeitlich befristete oder dauerhaf- 
te Arbeitszeitreduzierung bis zu 50% der regulären Arbeits- 
zeit einzuführen. Die Arbeitszeitreduzierung soll auch Wo- 
chen- oder tageweise, im Sinne von Arbeitszeitkonten, 
verwirklicht werden können. Eine Versagung des Antrages 
auf Arbeitszeitreduzierung soll nur bei dringenden, überge- 
ordneten, dienstlichen Interessen zulässig sein. Die Erprobung 
von Arbeitszeitmodellen soll ausdrücklich gefördert werden. 

Auf Antrag ist Urlaub ohne Dienstbezüge zu gewähren. 

11. Älteren Arbeitnehmern und Bediensteten ist der schrittweise 
Ausstieg aus dem Berufsleben anzubieten. Hierzu sind Teil- 
zeitarbeitsplätze unter vergleichbaren Bedingungen zu schaf- 
fen, wie sie auch in der Vereinbarung der Tarifpartner mit der 
Bundesregierung zugesagt wurden. Für hierdurch vermin- 
dertes Arbeitseinkommen sind Zuschüsse vorzusehen. Die 
freiwerdenden Arbeitsstunden sind zu Stellen zu bündeln und 
neu zu besetzen. 

12. Im Interesse einer sozialen Absicherung und zur Vermeidung 
von Arbeitslosigkeit sind bereits jetzt Weiterbildungs- und 
Weiterqualifizierungsmaßnahmen anzubieten und durch 
großzügige Arbeitszeitfreistellungen zu fördern. Die Weiter- 
und Fortbildung muß auf die Vermittlung von Weiterbeschäf- 
tigung gerichtet sein. 

13. Für den Bereich des Deutschen Bundestages und der Bun- 
destagsverwaltung geht der Deutsche Bundestag von folgen- 
dem Verfahren aus: 

- Bei dem Umzug des Deutschen Bundestages ist die Gleich- 
behandlung der Beschäftigten der Verwaltung, der Frak- 
tionen und der Abgeordnetenmitarbeiterinnen und Abge- 
ordnetenmitarbeiter im Rahmen des abgestuften Verfahrens 
beim Personalaustausch zu gewährleisten. 

- Für die Übernahme von Beschäftigten des Deutschen Bun- 
destages und des Bundeskanzleramtes bei den in Bonn 
verbleibenden Ressorts sind verbindliche Quoten für die 
Übernahme der Beschäftigten festzulegen. Eine künstli- 
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che Ausdehnung der entsprechenden Ressorts bzw. eine 
Verdrängung anderer Arbeitnehmer ist auszuschließen. 

- In einem dritten Verfahrensschritt ist eine ressortübergrei- 
fende Personalbörse einzurichten, da davon auszugehen 
ist, daß der dezentrale Austausch allein nicht zu genügend 
Arbeitsplätzen für die Beschäftigten des Deutschen Bun- 
destages in Bonn führen wird. 

Bonn, den 28. Februar 1996 

Dr. Antje Vollmer 

Franziska Eichstädt-Bohlig 

Oswald Metzger 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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